
Saizung

zur Auflösung des Eigenbemebes Kommunale Dienste Eriskirch

und zur Aufhebung

der

Beiriebssatzung des Eigenbetriebes Kommunale Dienste Erlskirch

vom 16.06.2009.

Aufgrund § 3 Abs. 2 des Gese’rzes Über die Eigenbelriebe der Gemeinden

(Elgenbelriebsgeselz - ElgBG) in der Fassung vom 8. Januar 1992 (GBI. S. 22), zulelzl

geönderl durch Arllkel 3 des“ Gese’rzes vom 4. Mal 2009 (GBI. S. l85, 20lé S. l) in
Verbindung mil § 4 der Gemeindeordnung Baden—Würh‘emberg (GemO) in der
Fassung vom 24.07.2000, zulelzl geönderl durch Arllkel 7 der Verordnung vom
23.02.20l7 (GBI. S. 99,l00) hol der Gemeinderal am 24.05.20l7 folgende Salzung
beschlossen:

§1
(l) Der Eigenbelrlebes Kommunale Dienste Eriskirch wird rückwirkend zum

31 .12.201 6 Oufgelés’r.

(2) Die Beiriebssa’rzung des Eigenbe’rriebes Kommunale Diens’re Eriskirch vom
16.06.2009, wird mil rückwirkend zum 31 .12.201 6 aufgehoben.

§ 2

(1) Zum Sfichfag 31 .12.201 6 isf eine Auflösungsbilanz enisprechend den Vorgaben
des § 16 EigBG i. V. m. § 8 der Eigenbeiriebsverordnung (EigBVO) in der
aktuellen Fassung aufzustellen.

(2) Der Gemeinderat entscheidet Über die Feststellung der Auflösungsbilanz.

(3) Der Eigenbetrieb hat weder eine Betriebsstelle noch Personal. Es besteht kein
Sach— und Umlaufvermögen

(4) Der Eigenbetrieb führt kein eigenes Bankkonto. Die Kassenbestönde des
Eigenbetriebes wurden im ShV geführt. Der Kassenbestand, das Stammkapitdl,
die Rückstellungen und die Verbindlichkeiten des Eigenbetriebs werden auf die
Gemeinde Erisklrch übertragen.

§3
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 31 .12.201 6 in Kraft.

Erisklrch, den 29.05.20

Markus Spieth

Bürgermeister

Hinweis:

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens— und Formvorschriften der GemO oder aufgrund der GemO beim
Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich
innerhalb eines Jahres ab Bekanntgabe dieser Satzung gegenüber des Landkreises Ravensburg geltend

gemacht worden ist. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, zu bezeichnen. Dies

gilt nicht, wenn die Vorschriften überdie Öffentlichkeit der Sitzung oder die Bekanntmachung der Satzung

verletzt worden sind
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